
lierung und zu den verfassungsrechtlichen
Grenzen dieses Schrittes – mit dem Ergeb-
nis der Feststellung eines muddling through.
Dann wird das neue Recht dargelegt, und
zwar zunächst unter Aspekten des qualifi-
zierten Programmauftrags und des auf ei-
ner einmaligen Zulassung beruhenden, so-
genannten „Führerscheinprinzips“, das zu-
erst in Baden-Württemberg verwirklicht wur-
de, dort aber im Falle mangelnder Solidität
des Veranstalters erhebliche Probleme sicht-
bar werden ließ. Weitere Aspekte sind die
nachträgliche Einführung einer programm-
lichen Anforderung in Nordrhein-Westfalen,
die an journalistische Qualitätsstandards und
ihre wirtschaftlichen Voraussetzungen erin-
nert, die Abkopplung der Kapazitätsverga-
be von der Zulassung als neuem Regulie-
rungsfeld und die neuen Vielfaltskriterien.
Weiter wird zu organisatorischen Aspekten
wie der Medienkommission der Landesme-
dienanstalt, zu Zentralisierungstendenzen,
zu dem neue Expertisen einbringenden Gre-
mium eines Medienrats sowie zu dem neuen
partizipatorischen Element einer Medien-
versammlung Stellung genommen.
All das führt zu einer skeptischen Zwi-
schenbilanz, die die zunehmende Marktori-
entierung der Privaten – bis hin zu einer Ba-
nalisierung – beschreibt, für die einschlägi-
gen Gremien eine Rückorientierung an den
verfassungsrechtlichen Maßstäben anemp-
fiehlt und – was die Aussichten angeht – ei-
ne bisher systemwidrige Abwanderung der
Privatfunkfreiheit in das allgemeine Wirt-
schaftsrecht befürchtet. Im Bereich des öf-
fentlichen Sektors sieht Stock hingegen die
Gefahren des Quotendrucks, einer Abfla-
chung in der Qualität im Sinne einer Kon-
vergenz nach unten sowie vor diesem Hin-
tergrund das Problem der Selbstkommerzia-
lisierung, was mit zahlreichen Beispielen aus
Nordrhein-Westfalen belegt wird.
Für den öffentlichen Sektor diskutiert das
Buch weiter die Public-Service-Funktion auf
der Folie des Verständnisses der Rundfunk-
freiheit als einer die freie Meinungsbildung
ermöglichenden, in diesem Sinne auf einem
gewissen Niveau dienenden Freiheit, und
zwar an Beispielen wie der „regulierten
Selbstregulierung“ – ein Terminus aus der
Reformdebatte im Verwaltungsrecht, der hier
herangezogen wird – zunächst in Struktur-
fragen, bezogen auf die anstehende Ge-

Martin Stock, einer der alten Verfechter der
dualen Rundfunkordnung, nutzt seinen Ru-
hestand, um auch an den gegenwärtigen Aus-
einandersetzungen teilzunehmen. Entspre-
chend seinem Standort in Bielefeld führt er
den Leser auf Seiten der privaten Rundfunk-
veranstalter und ihres rechtlichen Rahmens
vor allem ins Landesrecht Nordrhein-West-
falens, während die Situation der öffentlich-
rechtlichen Anstalten insgesamt erörtert ist.
Das ergibt nach einer vor allem historischen
Einleitung zur Entstehung der dualen Ord-
nung zwei Teile, die sich nahezu gleichge-
wichtig ergänzen. 
Auf Seiten des kommerziellen Rundfunks und
seiner gesellschaftlichen Kontrolle werden
am nordrhein-westfälischen Beispiel zunächst
die Neuregelungen von 2002 durch ein Lan-
desmediengesetz vorgestellt. Dann wird ein
Rückblick eröffnet auf die Vorgängerregelung
im Landesrundfunkgesetz, um die Frage zu
stellen, ob eine Deregulierung angesagt sein
sollte. Das führt zu den Erfahrungen der
Praxis seit 1987, zu den bundesweiten
Schwächen der Aufsicht über die Privaten, zu
Folgen von Digitalisierung, Konvergenz und
Globalisierung, zu den Motiven der Deregu-
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Martin Stock:
Das deutsche duale Rund-
funksystem: Alte Probleme,
neue Perspektiven (Schriften
zum Informations-, Telekommu-
nikations- und Medienrecht,
Band 31). Münster 2004: LIT
Verlag. 12,90 Euro, 118 Seiten. 

Fußnoten:

1
Vgl. BVerfGE 97, 298 ff. – im
Übrigen zu dieser Entschei-
dung auch ähnlich wie in der
rezensierten Schrift P. M.
Huber, Das bayerische
Rundfunkmodell im Lichte
seiner verfassungs- und
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bedingungen, in: Bayerische
Verwaltungsblätter 2004,
S. 609 ff.

2
Siehe Ch. Degenhart, Grund-
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der Rundfunkanbieter und
Organisationsbefugnisse der
Landesmedienanstalt –
Kriterien einer Verlängerung
rundfunkrechtlicher Geneh-
migungen, dargestellt am
Beispiel des BayMG, in:
Zeitschrift für Urheber- und
Medienrecht 2003, S. 913 ff.
und das studentische Refe-
rat M. v. Hutten, Die „extra-
radio“-Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts
und ihre Auswirkungen auf
den bayerischen Sonderweg
im Rundfunkrecht, in: 
C. Richter/D. Klesczewski
(Hrsg.), Leipziger Juristische
Seminararbeiten WS
2003/2004, Leipzig 2004, 
S. 8, 24 ff.



Grundsätze, die für alle sonstigen Gewähr-
leistungen des Bereichs maßgeblich sind. Für
die Medien – und nicht nur dort – ergeben
sich Beschränkungen, die den unantastbaren
Kerngehalt der Freiheiten gemäß Art. 16 der
Bundesverfassung dank Art. 36 Abs. 4 der
Bundesverfassung allerdings nicht berühren
können, etwa – und dies teils wiederum schon
aus Diskriminierungsverboten und Sozial-
zielen der Verfassung selbst – bezüglich
Rassismus, Pornographie und kommerziel-
ler Werbung. Hervorzuheben sind auch die
aktiven staatlichen Pflichten zum Schutze der
Kommunikation. Dann befasst sich die Arbeit
mit den Besonderheiten der Medienfreiheit
nach Art. 17 der Bundesverfassung; hier geht
es um Fälle aus der Praxis, die Standards eines
spezifischen Schutzes ergeben. Zu nennen
sind insbesondere die Informationsbeschaf-
fung als Voraussetzung der Medienbericht-
erstattung, das Redaktionsgeheimnis, die
strafrechtliche Verantwortung der Medien-
schaffenden für die Verbreitung von Informa-
tionen und die Empfangsfreiheit bezüglich
des internationalen Informationsflusses so-
wie der Zugang zu den Medien. 
Eingangs befasst sich die Arbeit nach der Ein-
leitung indes zunächst mit den normativen
Grundlagen, zuerst in einem historischen
Rückblick, dann mit der gegenwärtigen Bun-
desverfassung sowie den völkerrechtlichen
Grundlagen und Kernbegriffen „im System
des grundrechtlichen Kommunikations-
schutzes“. Darauf folgt ein zweiter Teil zur
Dogmatik der Kommunikationsgrundrech-
te mit den Paragraphen zu den Funktionen
dieser Rechte, zur Struktur kommunikati-
onsgrundrechtlicher Prüfung und zur Ver-
wirklichung der Kommunikationsgrund-
rechte. Der dritte Teil behandelt das „System“
der Kommunikationsgrundrechte, insbeson-
dere die Meinungs- und Informationsfreiheit
in diesem System, sodann die Frage, ob die
Medienfreiheit ein einheitliches Grundrecht
darstellt, darauf die Radio- und Fernsehfrei-
heit und alsdann das Internet in dem ge-
nannten System sowie am Ende das Verhält-
nis von Kommunikationsgrundrechten und
„Wirtschaftsfreiheit“. Der vierte Teil widmet
sich allein der Meinungs- und Informations-
freiheit als „Grundnorm“ der Kommunikati-
onsgrundrechte. Hier geht es zunächst jeweils
um den sachlichen und den persönlichen
Schutzbereich, dann um den Kerngehalt die-

Die Arbeit, eine Züricher Dissertation, geht
im Wesentlichen auf die einschlägigen Grund-
rechte der neuen Schweizerischen Bundes-
verfassung aus dem Jahre 1999 sowie der Eu-
ropäischen Menschenrechtskonvention ein,
wobei letztere – ebenso wie ein Teil ihrer Zu-
satzprotokolle – den bekanntlich viel älteren,
in manchem deshalb nicht ganz unproble-
matischen Rechtstext darstellt. Zudem wer-
den einige der wichtigsten völkerrechtlichen
Grundlagen einbezogen, so dass ein umfas-
sendes Bild entsteht, wobei dies in der
Schweiz immer auch deshalb angezeigt ist,
weil interkantonal anders als interföderal in
der Bundesrepublik Völkerrecht gilt, also
Lücken im Netz eigenen Verfassungsrechts
anders geschlossen werden als hierzulande.
Der Text der neuen Bundesverfassung der
Schweiz ist über das Internet abrufbar, so dass
man mit einer Arbeit, die an sie anknüpft, hier
insoweit keine Verständnisschwierigkeiten
haben dürfte.
Die zentralen Grundrechte sind auch in der
Schweiz die Meinungs- und die Informati-
onsfreiheit. Sie enthalten neben kompe-
tenzleitenden Bestimmungen des Art. 93
Abs. 2 bis 4 der Bundesverfassung weitere

bührenrunde und auf Selbstverpflichtungen
in diesem Bereich. Dann werden eingehend
Fragen der programmlichen Selbstregulie-
rung erörtert, wie sie eine Rezeption in § 11
Rundfunkstaatsvertrag erfuhren und in ARD-
Richtlinien für programmliche Selbstver-
pflichtungen mündeten, die in landesrecht-
lichen Vorläufern und in neuen Umsetzun-
gen auf dieser Ebene gespiegelt werden. Die-
se Problematik kommt dann ebenfalls noch
im Zusammenhang mit der neuen Kombina-
tion von Regulierung und Selbstregulation
im Rahmen der Deutschen Welle, ihren neu-
en Rechtsgrundlagen und ihrer exemplari-
schen Rolle zur Sprache.
Abschließend wird zusammenfassend ein
recht skeptisches Fazit gezogen, das jeden-
falls in qualitativer Hinsicht mit plausiblen
Gründen vom Niedergang des privaten Sek-
tors ausgeht und vor allem um die Qua-
litätssicherung im öffentlichen Sektor kreist,
die dieser bekanntlich selbst zunehmend ge-
fährdet – worauf die Repräsentanten des pri-
vaten Sektors ebenso warten wie auf ein Fehl-
verhalten in die andere Richtung, nämlich ei-
nen Rückzug in ein gewissermaßen elitäres
gehobenes Programm für gebildetes Bürger-
tum, was sicher alsbald zu einer so niedrigen
Quote führen würde, dass dann nicht we-
gen einer Verflachung des Programms, son-
dern aus diesem anderen Grunde die Ge-
bührenfinanzierung nicht mehr zu halten sein
könnte. Stock ist unverändert ein Matador
des öffentlichen Sektors. Er ist weiterhin ein
scharfsichtiger Beobachter und nimmt die
zahlreichen Gefahren wahr. Das Buch ver-
kürzt zwar manchmal den Kontext besonders
im ersten Hauptteil zu Lasten der Verständ-
lichkeit, weil der Autor hier ganz zu Hause ist
und übersieht, dass außerhalb Nordrhein-
Westfalens nur Insider des Medienrechts sei-
ne Abbreviaturen werden verstehen können.
Es ist aber ansonsten auch deswegen erfri-
schend zu lesen, weil es die Strenge der Form
juristischer Arbeiten regelmäßig aufbricht,
indem es Motivationen und Interessen hin-
ter den rechtlichen Argumenten einbezieht
und das Risiko eines leicht polemischen Tons
eingeht – eines Tons, wie ihn sich ein alter
Kämpe der dualen Rundfunkordnung ange-
sichts des verminten Feldes auf diesem Ge-
biet erlauben kann.

Professor Dr. Helmut Goerlich, Leipzig
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Zürich 2004: Verlag Schulthess
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